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Bundesrechnungshofes 

Berichterstatter: 
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Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Die vom Bundesrechnungshof in seinen Bemerkungen zu 
der Bundeshaushaltsrechnung für das Rechnungsjahr 1954 
— Drucksache 84 — festgestellten Haushaltsüberschreitun- 
gen und außerplanmäßigen Ausgaben werden gemäß § 83 
der Reichshaushaltsordnung nachträglich genehmigt und die 
Bemerkungen des Bundesrechnungshofes zu der Bundes- 
haushaltsrechnung 1954 bis auf die Vorbehalte (§ 107 Abs. 4, 
§ 108 Abs. 2 der Reichshaushaltsordnung) für erledigt erklärt. 

2. Die Bundesregierung wird wegen der Bundeshaushaltsrech- 
nung für das Rechnungsjahr 1954 gemäß § 108 der Reichs- 
haushaltsordnung entlastet. 

3. Der Deutsche Bundestag nimmt von der Denkschrift des 
Präsidenten des Bundesrechnungshofes zur Bundeshaus- 
haltsrechnung für das Rechnungsjahr 1954 — Drucksache 84 
Anlage B — Kenntnis. 

4. Der Deutsche Bundestag stimmt dem folgenden Entschlie- 
ßungsantrag zu: 

a) Die Bundesregierung wird ersucht, bei der Aufstellung 
und der Ausführung der Haushaltspläne die Feststellun- 
gen und Bemerkungen des Haushaltsausschusses des 
Deutschen Bundestages (Anlage) zu beachten. 
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Die Bundesminister werden ersucht, die Einzelbemerkun- 
gen und die in der Denkschrift enthaltenen Prüfungs- 
ergebnisse des Bundesrechnungshofes, soweit sie ihren 
Geschäftsbereich betreffen, allen an der Ausführung des 
Haushalts beteiligten Behörden und Stellen bekannt- 
zugeben. 

Der Bundesminister der Finanzen wird im besonderen 
ersucht, bei der Aufstellung und der Ausführung der 
Haushaltspläne sowie bei der Aufstellung der Haus- 
haltsrechnungen darauf zu achten, daß den Feststellun- 
gen und Bemerkungen des Haushaltsausschusses des 
Deutschen Bundestages (Anlage) Rechnung getragen 
wird. 


Bonn, den 21. Januar 1959 


Der Haushaltsausschuß 
Schoettle Leicht 


Vorsitzender 


Berichterstatter 
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Anlage 


Feststellungen und Bemerkungen des Haushaltsausschusses 


3er Haushaltsausschuß hat auf Grund der Prüfung 
der Bundeshaushaltsrechnung 1954 durch den Rech- 
nungsprüfungsausschuß sowie auf Grund der Be- 
merkungen des Bundesrechnungshofes und der 
Denkschrift des Präsidenten des Bundesrechnungs- 
hofes zur Bundeshaushaltsrechnung 1954 die nach- 
folgenden Feststellungen und Bemerkungen ein- 
stimmig gebilligt: 

1. Die jährlich ansteigenden über- und außerplan- 
mäßigen Ausgaben sind einzudämmen. Der 
Bundesminister der Finanzen wird ersucht, bei 
der vorherigen Zustimmung nach Artikel 112 
GG in Verbindung mit § 33 RHO einen stren- 
gen Maßstab anzulegen. 

2. Die Entwicklung der Beihilfeleistungen gibt zu 
Besorgnissen Anlaß, da bei fast allen Ansätzen 
erhebliche Überschreitungen festzustellen sind. 
Der Rechnungsprüfungsausschuß hat die Bun- 
desregierung ersucht, ihre Auffassung über den 
rechtsverpflichtenden Charakter der Beihilfe- 
sätze und der Einzelleistungen darzulegen. 

3. Der Haushaltsausschuß hält es für erforderlich, 
in den Bundeshaushaltsrechnungen die Kosten 
für jeden Staatsbesuch wie folgt aufzugliedern: 

1. Fahrkosten, 

2. Tage- und Übernachtungsgelder, 

3. Begleiterkosten, 

4. Nebenkosten, und zwar 

a) Kosten für Einladungen, 

b) Kosten für Geschenke, 

c) sonstige Auslagen. 

In den Fällen, in denen ein Regierungsmitglied 
und seine Begleiter von einer fremden Re- 
gierung eingeladen sind, in denen also Aus- 
gaben für Unterkunft und Verpflegung nicht 
entstehen, ist Auskunft darüber zu geben, ob 
für diese Zeit Tage- und Übernachtungsgelder 
angefordert und gezahlt worden sind. 

4. Zur Frage des Kurierflugzeugverkehrs wird die 
Bundesregierung um Auskunft ersucht, ob den 
ins Ausland reisenden Soldaten und Bundes- 
beamten aus Ersparnisgründen Kurierpost mit- 
gegeben werden kann. 

5. Der Fehlbetrag des Rechnungsjahres 1954 
(§§ 75, 77 RHO) beträgt 681 342 952,76 DM. Er 
hätte nach § 75 Satz 1 RHO spätestens in den 
Bundeshaushaltsplan für das Rechnungsjahr 
1956 als ordentliche Ausgabe eingestellt wer- 
den müssen. Nach § 6 des Haushaltsgesetzes 
1956 wurde § 75 Satz 1 RHO im Rechnungsjahr 
1956 nicht angewendet. 

6. Zu den allgemeinen Fragen des Haushaltsrechts 

stellt der Haushaltsausschuß fest, daß er, so- 
weit er nicht ausdrücklich eine andere Stellung- 
nahme vorschlägt, dem Standpunkt des Bundes- j 
rechnungshofes beitritt. j 


7. Der Haushaltsausschuß schließt sich den Be- 
merkungen des Bundesrechnungshofes zu der 
Bundeshaushaltsrechnung 1954 an und schlägt 
dem Bundestag die Entlastung vor. 

Im einzelnen lenkt der Haushaltsausschuß die 
Aufmerksamkeit des Bundestages auf die im 
folgenden Teil dieses Berichts erwähnten Vor- 
gänge. 

Anlage A der Drucksache 84 

Teil I: Bemerkungen des Bundesrechnungs- 
hofes zu der Bundeshaushaltsrechnung 
für das Rechnungsjahr 1954 (einschließ- 
lich Vermögensrechnung) 

Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 

8. (zu Tz. 17) 

In den Bemerkungen des Bundesrechnungshofes 
ist auf S. 13 der Drucksache 84 ausgeführt: 

„Der Kommandeur der Bundesgrenzschutz- 
einheit hat dadurch, daß er Haushaltsein- 
nahmen und -ausgaben des Bundes ohne Ein- 
schaltung einer Bundeskasse und ohne Nach- 
weis in der Bundeshaushaltsrechnung abge- 
wickelt hat, gegen §§ 25, 69 Abs. 1 RHO 
und §§1,4 Abs. 1 Satz 1 RKO verstoßen." 

Nach den Feststellungen des Rechnungsprü- 
fungsausschusses endete das Strafverfahren 
gegen den Kommandeur der Bundesgrenz- 
schutzeinheit mit einem Freispruch. Das Diszi- 
plinarverfahren ist noch nicht abgeschlossen. 
Von dem Gesamtbetrag in Höhe von 3143,68 DM 
sind von dem Kommandeur der Bundesgrenz- 
schutzeinheit bereits 2565,39 DM bezahlt wor- 
den. Es verbleibt mithin noch ein zu zahlender 
Restbetrag in Höhe von 578,29 DM. 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hat einstim- 
mig den Beschluß gefaßt, den Bundesminister 
des Innern zu ersuchen, nach Abschluß des 
Disziplinarverfahrens einen Bericht vorzulegen 
und dem Ausschuß die Einzahlung des Rest- 
betrages anzuzeigen. 

Ergänzend wurde hervorgehoben, daß die 
Ursache, die zu derartigen Vorfällen führt, be- 
seitigt werden müsse. Da das Bedürfnis nach 
Ausbildung wegen des Fehlens technischer 
Voraussetzungen oft nicht befriedigt werden 
kann, ist bei einer Ausbildung an anderer 
Stelle, z. B. in der Wirtschaft, darauf zu achten, 
daß die Entgelte der Dienstleistungen haus- 
haltsmäßig richtig vereinnahmt werden. Der 
Rechnungsprüfungsausschuß hat daher den 
Bundesminister des Innern ersucht, über das 
etwaige Fehlen von Ausbildungsobjekten 
beim Bundesgrenzschutz zu berichten und dem 
Ausschuß die Erlasse über den Ernteeinsatz des 
Bundesgrenzschutzes vorzulegen. 
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Einzelplan 10 — Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten — 

9. (zu Tz. 18) 

Im Zusammenhang mit den Kosten des An- 
kaufs des Gebäudes Haus „Steen“ in List auf 
Sylt ist dem Bund ein Schaden in Höhe von 
2824,58 DM entstanden. Nach den Feststellun- 
gen des Bundesrechnungshofes liegt ein Ver- 
stoß gegen § 33 Abs. 1 Satz 1 RHO vor. Die 
Frage, ob die verantwortlichen Beamten den 
Schaden zu ersetzen haben und ob der An- 
spruch des Bundes auf Schadensersatz verjährt 
ist, konnte noch nicht beantwortet werden. 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hat den Bun- 
desminister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten ersucht, ihm über den Vorfall einen 
Bericht vorzulegen. 

Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — 

10. (zu Tz. 21) 

Ein Land hat in einem Gebäude, das früher ' 
dem Unternehmen Reichsautobahnen gehörte, 
ein Autostraßenamt (Dienststelle der Landes- 
straßenverwaltung) untergebracht. Ein anderes 
Land hat ebenfalls in einem Gebäude, das 
früher dem Unternehmen Reichs autobahnen j 
gehörte, Straßenbaudienststellen eines Land- j 
schaftsverbandes untergebracht. In beiden Fäl- ’ 
len ist bisher keine Miete an den Bund ent- 
richtet worden. Nunmehr ist jedoch in Aussicht 
gestellt, daß in beiden Fällen Miete an den 
Bund — auch für die zurückliegende Zeit — 
entrichtet wird. 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hat den Bun- 
desminister für Verkehr ersucht, nach Abschluß 
der Angelegenheit einen Bericht insbesondere j 
über die Zahlung der Mieten zu erstatten. 

Einzelplan 35 — Verteidigungslasten — , 

11. (zu Tz. 22) 

Das Besatzungskostenamt eines Landes hat 
einer Aktiengesellschaft, deren Fabrikgrund- 
stück vom 8. Januar 1952 bis zum 30. Septem- 
ber 1955 von den amerikanischen Streitkräften 
requiriert war, am 23. Februar 1955 im Ver- 
gleichsweg eine Entschädigung von 199 228 DM 
gewährt. Der Bundesrechnungshof hat die Aus- 
gabe beanstandet und erklärt, daß sie zu Un- 
recht geleistet worden ist. 

Der Bundes rechnungshof führt hierzu aus 
(S. 18 f. der Drucksache 84): 

„Die geltend gemachten Schäden sind mittel- 
bare Folgeschäden einer Grundstücksrequisi- 
tion, teilweise sogar Schäden dritter Per- 
sonen. Für solche Vermögensnachteile durfte 
das Besatzungskostenamt nach dem damals 
geltenden Gesetz Nr. 47 der Alliierten Hohen 
Kommission — Gesetz Nr. 47 — und nach 
der dazu ergangenen Durchführungsverord- 
nung Nr. 1 — DVO Nr. 1 — keine Entschädi- 
gung gewähren." 


Der Bundesminister der Finanzen und der Bun- 
desrechnungshof sind der Auffassung, daß das 
Land dem Bundeshaushalt den Betrag zuführen 
muß, den es zu Unrecht geleistet hat. 

Der Rechnungsprüfungsausschuß ist dieser 
Auffassung beigetreten und hat den Bundes- 
minister der Finanzen ersucht, nach Abschluß 
der Angelegenheit einen Bericht vorzulegen. 

12. (zu Tz. 23) 

In den Rechnungsjahren 1954 und 1955 hat der 
Bund in einem Lande für Zwecke der ausländi- 
schen Streitkräfte an verschiedenen Orten 17 
Wohnhäuser des gleichen Typs errichten las- 
sen. Das Sonderbauamt des Landes hat die 
Bauleistungen für ein Haus gegen Abrechnung 
nach Aufmaß, die Bauleistungen für die übrigen 
16 Häuser zu Pauschalpreisen vergeben. Die 
vom Bauamt aufgestellten Ausschreibungs- 
unterlagen für die 16 Häuser enthielten, wie 
der Vergleich mit den Massen des nach Auf- 
maß abgerechneten einen Hauses ergeben hat, 
zum Teil erheblich überhöhte Massenangaben. 
Dadurch sind für die 16 Häuser 132 928,83 DM 
zuviel ausgegeben worden. Der Bundesrech- 
nungshof hat die Mehrausgaben beanstandet. 

Nach § 5 Abs. 1 b Teil A der Verdingungsord- 
nung für Bauleistungen (VOB) sollen Aufträge 
zu Pauschalsummen nur vergeben werden, 
wenn die Leistung nach Ausführungsart und 
Umfang genau bestimmt ist. Nach Nr. 12 der 
VOB-Richtlinien des Bundesministers der 
Finanzen vom 27. Juli 1953 sind die veran- 
schlagten Massen bei der Vergabe zu Pauschal- 
summen besonders sorgfältig zu ermitteln. 
Diese Pflicht ergibt sich auch aus dem Grund- 
satz, daß Haushaltsmittel wirtschaftlich und 
sparsam zu verwalten sind. 

Es liegen Verstöße gegen § 26 *Abs. 1 RHO, 
§ 5 Abs. lb Teil A der VOB und Nr. 12 der 
VOB-Richtlinien vor. Für die hierdurch ver- 
ursachten Mehrausgaben hat das Land einzu- 
stehen. Der Bundesrechnungshof hat den Bun- 
desminister der Finanzen gebeten, den Betrag 
von 132 928,83 DM einzuziehen. 

Da die Angelegenheit noch nicht abgeschlossen 
ist und die Frage der schlechten personellen 
Besetzung der Baudienststellen noch geprüft 
werden soll, wird der Bundesminister der 
Finanzen ersucht, den Fall so schnell wie mög- 
lich zu einem Abschluß zu bringen und dem 
Rechnungsprüfungsaus schuß hierüber zu be- 
richten. 

Vorbehalte 

13. (zu Tz. 41) 

Der Rechnungsprüfungsausschuß erinnert an 
seine Forderung nach rechtzeitiger Vorlage der 
Einzelrechnungen. Es ist dringend notwendig, 
daß die Verwaltung ihre Rechnungen frist- 
gerecht vorlegt und die Prüfungsmitteilungen 
umgehend beantwortet. 
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V ermögensrechnung 

14. (zu Tz. 42) 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hat den Bun- 
desminister der Finanzen und den Bundes- 
minister für wirtschaftlichen Besitz des Bundes 
ersucht, dem Haushaltsausschuß eine detail- 
lierte Übersicht über das Bundesvermögen und 
die Bundesbeteiligungen vorzulegen. 

Teil II: Bericht des Bundesrechnungshofes tibei 
die Prüfung von Unternehmen mit 
eigener Rechtspersönlichkeit (§ 107 

Abs. 2 RHO) 

15. (zu Tz. 6 — Gestaltung des Prüfungs- 

verfahrens — ) 

Uber den Schriftwechsel zwischen dem Bundes- 
rechnungshof und den Bundesministern ist auf 
S. 54 der Drucksache 84 ausgeführt: 

„Einige Bundesminister haben Prüfungsmit- 
teilungen und sonstige Schreiben des Bundes- 
rechnungshofes auch in neuerer Zeit unge- 
wöhnlich spat beantwortet. Z. B. hat ein Bun- 
desminister eine Anfrage vom September 
1955 trotz mehrmaliger Erinnerung erst im 
Jahre 1957 beantwortet, nachdem ihm ange- 
kündigt worden war, daß sein Verhalten un- 
ter Benennung seines Ministeriums in dem 
nächsten Bericht nach § 107 Abs. 2 RHO er- 
wähnt werden werde." 

Der Rechnungsprüfungsausschuß erwartet, daß 
die Ressorts Prüfungsmitteilungen und andere 
Schreiben des Bundesrechnungshofes unverzüg- 
lich bzw. so schnell wie möglich beantworten 
oder unvermeidbare Verzögerungen unaufge- 
fordert mitteilen. 

16. (zu Tz. 8 — - Die Zustimmung des Bundesministers 

der Finanzen — ) ' 

Der Bundesrechnungshof hat über Verstöße ge- 
gen § 60 RWB auf S. 54 der Drucksache 84 u. a. 
berichtet: 

„In früheren Jahren hatte der Bundesrech- 
nungshof oft beanstandet, daß zu Maßnahmen 
der in § 60 RWB angegebenen Art (z. B. Er- 
werb von Beteiligungen durch Bundesunter- 
nehmen, Änderung der Höhe der Beteiligun- 
gen von Bundesunternehmen, Änderung des 
Einflusses des Bundes durch Veräußerung von 
Anteilen) die vorherige Zustimmung des Bun- 
desministers der Finanzen nicht eingeholt 
worden war. Der Bundesminister der Finan- 
zen war in solchen Fällen also nicht in der 
Lage, rechtzeitig zu prüfen, ob die Maßnah- 
men den Bundesinteressen entsprachen. Der 
Bundesrechnungshof ist hierauf unter Nr. 16 
bis 20 des Berichts vom 31. Oktober 1955 ein- 
gegangen (S. 45 bis 47 der Bemerkungen 
1952). Seitdem waren Beanstandungen der an- 
gegebenen Art nicht mehr in wesentlichem 
Umfange zu erheben." 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hat die Bun- j 
desregierung ersucht, alle in Betracht kommen- j 


den Stellen anzuweisen, daß bei Änderungen 
des Gegenstandes des Unternehmens, beim Er- 
werb von Anteilen sowie bei Kapitalerhöhun- 
gen u. a. die vorherige Zustimmung des Bun- 
desministers der Finanzen nach § 60 RWB ein- 
geholt wird. 

17. (zu Tz. 16 — Bekanntgabe der Gesamtbezüge — ) 
Uber die Angabe der Gesamtbezüge des Vor- 
stands und des Überwachungsorgans im Ge- 
schäftsbericht von Unternehmen, die juristische 
Personen des öffentlichen Rechts sind, hat der 
Bundesrechnungshof auf S. 56 der Druck- 
sache 84 ausgeführt: 

„Nach § 128 Abs. 2 Nr. 7 AktG hat der Ge- 
schäftsbericht Angaben über die Gesamtbe- 
züge des Vorstands und des Überwachungs- 
organs zu enthalten. Der Bundesrechnungshof 
hat darauf hingewirkt, daß eine entspre- 
chende Regelung auch für die Unternehmen 
in der Form von juristischen Personen des 
öffentlichen Rechts getroffen wird. Die Bun- 
desregierung hält die Veröffentlichung der 
Bezüge bei allen derartigen Instituten des 
Bundes für erstrebenswert; sie ist auch be- 
müht, diese Auffassung durchzusetzen. Von 
der Anregung gesetzgeberischer Maßnahmen 
will sie absehen, solange Aussicht besteht, 
daß die Unternehmen die anstaltsrechtlichen 
Bestimmungen entsprechend ergänzen." 

Der Rechnungsprüfungsausschuß erwartet, daß 
künftig bei allen öffentlich-rechtlichen Unter- 
nehmen, die der Bundesaufsicht unterliegen, die 
Angaben über die Gesamtbezüge der Mitglie- 
der ihrer Organe im Geschäftsbericht — wie bei 
Aktiengesellschaften — aufgeführt werden. 

18. (zu Tz. 28 — Investitionen — ) 

Der Bundesrechnungshof hat sich über die vor- 
herige Zustimmung des Aufsichtsrats zu größe- 
ren Investitionen auf S. 58 der Drucksache 84 
u. a. wie folgt geäußert: 

„Der Bundesrechnungshof wirkt in Überein- 
stimmung mit dem Bundesminister der Finan- 
zen darauf hin, daß die Aufsichtsräte der Un- 
ternehmen des Bundes sich die vorherige Zu- 
stimmung zu größeren Investitionen Vorbe- 
halten. Dem Aufsichtsrat sollen vollständige 
und ausführungsreife technische Pläne, mög- 
lichst genaue Kostenberechnungen, sorgfäl- 
tig aufgestellte Wirtschaftlichkeitsberechnun- 
gen und geeignete Finanzpläne vorgelegt 
werden. Falls Abweichungen von Investi- 
tionsplänen und Überschreitungen der vom 
Aufsichtsrat gebilligten Kosten notwendig 
werden sollten, müssen die Geschäftsleitun- 
gen frühzeitig die Zustimmung des Aufsichts- 
rats einholen. Es wird auch zweckmäßig sein, 
den Aufsichtsrat nach der Durchführung be- 
deutsamer Investitionen über die Höhe der 
entstandenen Kosten zu unterrichten, z. B. 
in den regelmäßig, längstens vierteljährlich 
zu erstattenden Berichten der Geschäftslei- 
tung im Sinne des § 81 AktG. 

Auf Grund seiner Erfahrungen wirkt der Bun- 
• desrechnungshof — insbesondere wegen der 
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bekanntgewordenen Absprachen unter den 
Bietern — schon seit längerem darauf hin, 
daß die Unternehmen des Bundes im In- 
teresse einer angemessenen Preisbildung und 
einer ordnungsmäßigen Ausführung der In- 
vestitionen die VOB und die VOL der Ver- 
gabe zugrunde legen. Dabei sollte, wie der 
Bundesrechnungshof wiederholt ausgeführt 
hat, der öffentlichen Ausschreibung grund- 
sätzlich der Vorzug gegeben werden." 

Der Rechnungsprüfungsausschuß legt wegen der 
Bedeutung der Investitionen für viele Bundes- 
unternehmen Wert darauf, daß alle in Betracht 
kommenden Unternehmen ihre Grundsätze für 
die Planung und die Durchführung von In- 
vestitionen entsprechend den Vorschlägen des 
Bundesrechnungshofes überprüfen. Die Außer- 
achtlassung der für eine sinnvolle Investitions- 
politik maßgeblichen Grundsätze führt leicht 
zum Verlust des von der öffentlichen Hand 
investierten Kapitals und zu finanziellen Unter- 
stützungen durch die öffentliche Hand oder die 
Obergesellschaften. Die Nichtbeachtung wichti- 
ger Grundsätze kann sich bei der Veräußerung 
von Beteiligungen und Anlagen auch auf die 
Höhe des Veräußerungserlöses ungünstig aus- 
wirken. 

Der Rechnungsprüfungsausschuß erwartet, daß 
sich die Aufsichtsräte der Unternehmen des 
Bundes die vorherige Zustimmung zu größeren 
Investitionen Vorbehalten, und daß die Bundes- 
regierung darum bemüht bleibt, diese Dinge im 
Sinne der Empfehlung des Bundesrechnungs- 
hofes zu regeln. 

19. (zu Tz. 29 — Forderungen aus Krediten — ) 

Zu den Forderungen aus Krediten hat der Bun- 
desrechnungshof auf S. 59 der Drucksache 84 
u. a. bemerkt: 

„Eine Aktiengesellschaft hat bei Kreditge- 
währungen von rd. 5 Mio DM Ausfälle von 
rd. 4 Mio DM erlitten. Die Kreditwürdigkeit 
der Schuldnerin ist nicht hinreichend geprüft 
worden. Die Sicherung der Kredite war un- 
zureichend. Die Verluste wären wahrschein- 
lich vermeidbar gewesen. Die Vorstandsmit- 
glieder haben nämlich wichtige Entscheidun- 
gen nicht gemeinsam getroffen, einander nicht 
ausreichend über allein abgeschlossene wich- 
tige Geschäfte verständigt und sich auch nicht 
immer genügend um bedeutsame Angelegen- 
heiten außerhalb ihres eigenen Geschäftsbe- 
reichs gekümmert. Sie haben die erforderliche 
Einwilligung des Aufsichtsrats zu zustim- 
mungsbedürftigen Geschäften nicht immer 
eingeholt und ferner den Aufsichtsrat in Sit- 
zungen und durch Berichte teils nicht in dem 
gebotenen Umfang, teils auch unzutreffend 
unterrichtet." 

Der Rechnungsprüfungsausschuß erwartet nach 
Abschluß der Angelegenheit die Vorlage eines 
Berichts durch den Bundesrechnungshof, in dem 
auch zu der Frage der Verantwortlichkeit aller 
Beteiligten Stellung genommen werden soll. 


! 20. (zu Tz. 33, 34 — Aufwendungen — •) 

Die Höhe der Bezüge der Mitglieder der Ge- 
schäftsleitungen und der Angestellten hat dem 
Bundesrechnungshof Veranlassung zu folgen- 
den Ausführungen gegeben (S. 60 der Druck- 
sache 84): 

„Die Bezüge der Mitglieder der Geschäfts- 
leitungen und der leitenden Angestellten der 
Unternehmen des Bundes waren in den 
ersten Jahren nach der Währungsumstellung 
im allgemeinen nicht als unangemessen an- 
zusehen. Es ist oft mehr Wert auf eine 
Alters- und Hinterbliebenenversorgung ge- 
legt worden. Die Bezüge sind im Laufe der 
| Jahre der allgemeinen Entwicklung angepaßt 

worden. In neuerer Zeit beobachten die Rech- 
nungshöfe, daß die Gesamtbezüge einzelner 
Personen (z. B. Gehalt, Tantieme, Aufwands- 
entschädigungen) unter Berücksichtigung der 
Bezüge aus der Zugehörigkeit zu Organen 
anderer Unternehmen sowie der Anwart- 
schaft auf die Alters- und Hinterbliebenver- 
sorgung zuweilen eine Höhe erreichen, die 
I zu Bedenken Anlaß gibt. 

Die Rechnungshöfe haben auf diesem Gebiet 
bisher eine gewisse Zurückhaltung geübt. 

Sie haben jedoch Bedenken erhoben gegen 
i eine nicht berechtigt erscheinende rückwir- 

kende Erhöhung der Bezüge einzelner Mit- 
glieder von Geschäftsleitungen und in Son- 
derfällen gegen die zu frühzeitige Einräu- 
mung von Versorgungsansprüchen. Gegen- 
stand der Erörterungen war auch die Zah- 
lung von Urlaubsvergütungen und Weih- 
nachtsgeldern an Vorstandsmitglieder. 

Die Rechnungshöfe haben ferner Zweifel ge- 
äußert, ob die Zahlung von verlorenen Bau- 
kostenzuschüssen an Mitglieder von Ge- 
schäftsleitungen und an leitende Angestellte 
angesichts der Höhe ihrer Bezüge berechtigt 
gewesen ist; sie haben u. a. um Äußerung zu 
der Frage gebeten, ob nicht an Stelle eines 
Zuschusses ein Darlehen hätte gegeben wer- 
den sollen." 

Der Rechnungsprüfungsausschuß erwartet, daß 

a) die Bundesregierung die Vertreter des Bun- 
des in den Aufsichtsräten der Bundesunter- 
nehmen veranlaßt, darauf hinzuwirken, daß 
die Bezüge der Mitglieder von Geschäfts- 
leitungen nur in einer Höhe beschlossen 
werden, die in einem angemessenen Ver- 
hältnis zu den Aufgaben der Mitglieder und 
zu der Lage der Unternehmen steht, 

b) den Mitgliedern von Geschäftsleitungen und 
leitenden Angestellten grundsätzlich keine 
verlorenen Baukostenzuschüsse, sondern 
allenfalls verzinsliche Darlehen in ange- 
messener Höhe gewährt werden. 

21. (zu Tz. 37 — -Sonstige Aufwendungen — •) 

Zu den sonstigen Aufwendungen hat der Bun- 
desrechnungshof auf S. 60 der Drucksache 84 
bemerkt: 
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„Die Höhe der sonstigen Aufwendungen 
(vgl. Nr. 117 des Berichts vom 31. Oktober 
1955, S. 74 der Bemerkungen 1952) mußte 
auch in letzter Zeit beanstandet werden. Es 
handelt sich insbesondere um Ausgaben für 
Repräsentation, für Beratungen und für be- 
triebliche Veranstaltungen aus verschiedenen 
Anlässen, Sitzungsgelder für die Teilnahme 
an Sitzungen des Aufsichtsrats und seiner 
Ausschüsse, Trennungsentschädigungen, Ver- 
gütungen für Reisen und um die durch die 
Benutzung firmen- und privateigener Kraft- 
fahrzeuge entstandenen Ausgaben. Die be- 
anstandeten Beträge sind nicht immer erheb- 
lich gewesen, eine rechtzeitige Beanstandung 
verhütet jedoch die Wiederholung unwirt- 
schaftlicher Aufwendungen. 

Die Rechnungshöfe haben in zwei Fällen Be- 
denken dagegen geäußert, daß ein Unterneh- 
men Aufwendungen übernommen hat, die 
einzelne Gesellschafter hätten tragen müssen. 
Die beteiligten Stellen haben mitgeteilt, daß 
solche Aufwendungen nicht mehr übernom- 
men werden sollen. Verschiedene sich hier 
ergebende Sonderfragen werden noch er- 
örtert“. 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hat den Bun- 
desminister für wirtschaftlichen Besitz des Bun- 
des um die Vorlage eines Berichts ersucht, in 
dem insbesondere zu folgenden Fragen Stel- 
lung genommen werden soll: 

a) Welche Einwirkungsmöglichkeit hat die 
Bundesregierung bei den Bundesunterneh- 
men auf die Höhe der Gehälter, der Aus- 
gaben für Geschenke und der Ausgaben für 
Feiern, 

b) welche allgemeinen Weisungen und Richt- 
linien hat die Bundesregierung den von ihr 
in die einzelnen Aufsichtsräte entsandten 
Beamten gegeben 

und 

c) haben diese Beamten Anweisung, ihren 
Auftrag dahingehend wahrzunehmen, Fälle 
der Art nach Tz. 37 künftig zu unterbinden? 

Der Ausschuß vertritt die Auffassung, daß un- 
wirtschaftliche Aufwendungen künftig vermie- 
den werden müssen. Die Bundesregierung 
wird aufgefordert zu veranlassen, daß die Ver- 
treter des Bundes in den Aufsichtsräten ange- 
wiesen werden, darauf hinzuwirken. 

22. (zu Tz. 39 — Gewinnausschüttungen — ) 

Die ausgeschütteten Gewinne sind von rd. 

9.5 Mio DM im Rechnungsjahr 1954 auf rd. 
30,6 Mio DM im Rechnungsjahr 1955 und rd. 

39.5 Mio DM im Rechnungsjahr 1956 gestiegen. 
Für das Rechnungsjahr 1957 waren rd. 38 Mio 
DM, für das Rechnungsjahr 1958 sind rd. 
70 Mio DM veranschlagt; für das Rechnungs- 
jahr 1959 wird mit rd. 80 Mio DM gerechnet. 
Der Bundesrechnungshof hat u. a. darauf hin- 
gewiesen, daß der dem Bund insgesamt zuflie- 
ßende Gewinn wesentlich durch die Ausschüt- 


tungen der Dachgesellschaften der vier großen 
Bundeskonzerne beeinflußt wird (Aktiengesell- 
schaft für Berg- und Hüttenwesen, Vereinigte 
Elektrizitäts- und Bergwerks-AG, Vereinigte 
Industrie-Unternehmungen AG, Industriever- 
waltungsgesellschaft mbH); von dem Gesamt- 
nennbetrag der unmittelbaren Bundesbeteili- 
gungen — rd. 1,4 Mrd. DM nach dem Stande 
vom 31. März 1956 — entfielen rd. 1,2 Mrd. DM 
auf diese Dachgesellschaften. 

Der Rechnungsprüfungsausschuß pflichtet den 
Ausführungen des Bundesrechnungshofes auf 
S. 61 f. der Drucksache 84 bei und erwartet, daß 
diese Frage im Sinne dieser Ausführungen ge- 
klärt wird. 

Die Bundesregierung wird gebeten, ihren Ein- 
fluß dahin geltend zu machen, daß die Bundes- 
unternehmen künftig Gewinne in einer Höhe 
verteilen, die ihrer wirtschaftlichen Lage ent- 
sprechen. Der Ausschuß betont sein besonderes 
Interesse an der Klärung dieser Frage und er- 
sucht den Bundesminister für wirtschaftlichen 
Besitz des Bundes, dem Haushaltsausschuß 
einen gesonderten Bericht über den jetzigen 
Stand der Angelegenheit vorzulegen. 

23. (zu Tz. 46 — Schlußbemerkung — ) 

In der Schlußbemerkung ist auf S. 63 der 
Drucksache 84 u. a. ausgeführt: 

„Die Festsetzung von Richtlinien für die Prü- 
fung durch die sachverständigen Prüfer, die 
zahlreichen Anregungen in Prüfungsmittei- 
lungen und Rundschreiben, insbesondere 
unternehmensrechtlicher und betriebswirt- 
schaftlicher Art, sowie die Veröffentlichung 
der Berichte nach § 107 Abs. 2 RHO sollten 
nach Auffassung des Bundesrechnungshofes 
bewirken, daß sämtliche Unternehmen, so- 
weit es noch erforderlich ist, geeignete Vor- 
kehrungen treffen, um Nachteile für sie 
möglichst zu verhindern." 

Der Rechnungsprüfungsausschuß erwartet, daß 
die Bundesregierung ihren Einfluß d^hin gehend 
zur Geltung bringt, daß sämtliche Unterneh- 
men des Bundes die Forderungen des Bundes- 
rechnungshofes durch geeignete Vorkehrungen 
berücksichtigen, damit Mängel der vom Bun- 
desrechnungshof dargestellten Art möglichst 
vermieden werden und — soweit möglich — 
eine bessere Wirtschaftlichkeit und Rentabilität 
als bisher erreicht wird. 


Anlage B der Drucksache 84 

Denkschrift des Präsidenten des Bundes- 
rechnungshofes 

Einzelplan 09 — Bundesminister für Wirtschaft 

24. (zu Tz. 9 — Stützungsaktion für eine Klein- 
industrie — ) 

Der Bundesrechnungshof hat zu dem Vorgang 
u. a. wie folgt Stellung genommen: 
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„Die Einschaltung der Außenhandelsfirma in 
das Subventionierungsverfahren war unge- 
wöhnlich. Sie wird lediglich deshalb noch als 
vertretbar angesehen werden können, weil 
die Firma bei der Abwicklung der gegensei- 
tigkeitsgeschäfte in laufender Geschäftsver- 
bindung mit den subventionierten Ausfuhr- 
firmen stand und sich hierbei auch die Unter- 
lagen für die Berechnung der Subventionen 
ergaben, so daß es nahelag, diese durch die 
Außenhandelsfirma vergüten zu lassen. 

In jedem Falle war die Maßnahme aber un- 
wirtschaftlich, weil rd. 1,3 Mio DM aufgewen- 
det wurden, nur um einen Subventionsbetrag 
von rd. 3 Mio DM an die beteiligten Indu- 
striebetriebe auszuzahlen. 1000 DM Subven- 
tionen haben sonach 437,48 DM Kosten ver- 
ursacht. Der Außenhandelsfirma sind nach 
der Auffassung des Bundesrechnungshofes 
mindestens rd. 540 000 DM zuviel zugeflos- 
sen. Hierbei sind ihre gesamten Unkosten 
und eine angemessene Leistungsvergütung 
berücksichtigt worden. 

Schließlich war das Verfahren auch unzuläs- 
sig, weil die bei der Subventionsmaß- 
nahme angefallenen Einnahmen und Ausga- 
ben weder im Haushaltsplan veranschlagt, 
noch in der Bundeshaushaltsrechnung nachge- 
wiesen worden sind. Sie sind dadurch der 
parlamentarischen Kontrolle und der Rech- 
nungsprüfung entzogen worden. 

Die Verhandlungen zwischen dem Bundes- 
minister für Wirtschaft und der Außenhan- 
delsfirma, die der Bundesrechnungshof wegen 
Einziehung des überzahlten Betrages von rd. 
540 000 DM veranlaßt hat, schweben noch." 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hat den Bun- 
desminister für Wirtschaft ersucht, dem Aus- 
schuß einen Bericht über den Ausgang der Ver- 
handlungen und über die Frage vorzulegen, ob 
ein Verschulden von Bundesbediensteten vor- 
liegt. Diesem Bericht soll eine Übersicht über 
die Kleinindustrien, an die derartige Subven- 
tionen gezahlt worden sind, beigefügt werden. 

Einzelplan 10 — Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten — 

25. (zu Tz. 11 — Darlehen und Beihilfen zur Förde- 
rung der ländlichen Siedlung — ) 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hält eine noch- 
malige eingehende Prüfung der Frage, ob und 
welche Vorteile aus der Zusammenlegung der 
Deutschen Siedlungsbank und der Deutschen 
Landesrentenbank erwachsen, für dringend er- 
forderlich. Falls mit einem Vorteil aus einer Zu- 
sammenlegung nicht zu rechnen ist, sollte von 
der vorgesehenen Schaffung eines Gesetzes zur 
Zusammenlegung der beiden Banken Abstand 
genommen werden. 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hat den Bun- 
desrechnungshof ersucht, das Organisations- 
problem nochmals unter Berücksichtigung der 


vom Rechnungsprüfungsausschuß geäußerten 
Bedenken eingehend zu prüfen und dem Aus- 
schuß hierüber einen Bericht vorzulegen. 

Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — 

26. (zu Tz. 23 — Bundesfernstraßen — ) 

Der Bundesrechnungshof hat zu dem Vorgang 
wie folgt Stellung genommen (S. 72 der Druck- 
sache 84); 

„Die Straßenbaubehörden der Länder haben 
bisher weitgehend Privatfirmen (z. B. In- 
genieur- und Vermessungsbüros) in die Pla- 
nung und die Bearbeitung der Entwürfe für 
Bauvorhaben an Bundesfernstraßen einge- 
schaltet; dieses Verfahren hat der Bundes- 
rechnungshof bereits wiederholt bemängelt 
(Denkschrift 1951 S. 101 Nr. 296, Denkschrift 
1952 S. 98 Nr. 74). Auf seine Anregung hin 
hatte der Bundesminister für Verkehr die 
obersten Straßenbaubehörden der Länder im 
Februar 1955 angewiesen, Arbeiten bestimm- 
ter Art möglichst selbst durchzuführen. Prü- 
fungsergebnisse aus neuerer Zeit haben ge- 
zeigt, daß weitere Richtlinien des Bundes- 
ministers für Verkehr erforderlich sind, um 
die Arbeiten, die Privatfirmen übertragen 
werden können, abzugrenzen und die Betei- 
ligung des Bundes an den Kosten zu regeln; 
der Bundesminister der Finanzen hat die 
gleiche Auffassung vertreten. Der Bundes- 
rechnungshof ist der Meinung, daß die Län- 
der — insbesondere wenn hoheitliche Befug- 
nisse berührt werden — durch ihre Straßen- 
baubehörden tätig werden müssen. Hoheit- 
liche Befugnisse kommen z. B. in Frage bei 
der Planung von Autobahnabschnitten oder 
von Umgehungsstraßen. Der Verlauf der 
Straßen bedingt den Erwerb von Grund- 
stücken oder deren Enteignung; er muß mit 
anderen Behörden, z. B. mit der Bundesbahn 
und mit den betroffenen Städten und Ge- 
meinden, abgestimmt werden. Bauunterneh- 
men sollten bei diesen Vorarbeiten nach Auf- 
fassung des Bundesrechnungshofes aber auch 
nicht beteiligt werden, weil der freie Wett- 
bewerb bei der späteren Vergabe der Auf- 
träge gefährdet wäre. 

Die Weisungen, welche der Bundesminister 
für Verkehr den Straßenbaubehörden der 
Länder inzwischen erteilt hat, entsprechen 
nur zum Teil den Anregungen des Bundes- 
rechnungshofes, denen der Bundesminister 
der Finanzen sich angeschlossen hat." 

Ergänzend wurde vom Bundesrechnungshof 
noch vorgeschlagen, beim Bundesministerium 
für Verkehr ein Büro zu errichten, das zentral 
für die Autobahnen und Bundesfernstraßen zu- 
ständig ist. Dieses Problem muß jedoch nach 
Ansicht des Rechnungsprüfungsausschusses noch 
eingehend mit den Ländern beraten werden. 
Bei der Einrichtung eines fliegenden Stabes im 
Rahmen der Zentralisierung der Arbeiten kön- 
nen qualifizierte Personen an den Schwerpunk- 
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ten zum Einsatz gelangen. Die Planungsbeamten 
der Länder hingegen sind nicht verschiebbar. 

Auf Grund seiner Erfahrungen hat der Rech- 
nungsprüfungsausschuß festgestellt, daß die 
Hinzuziehung privater Ingenieurbüros nicht zu 
vermeiden ist, solange nicht die notwendigen 
organisatorischen Maßnahmen im Bereich der 
Bundesstraßenverwaltung und in den Bereichen 
der Länderstraßenverwaltungen vorliegen. 

Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — 

27. (zu Tz. 32 — Einzelne Prüfungsergebnisse — -) 

Von der Straßenbauverwaltung eines Landes 
sind aus Mitteln des Bundes Möbel zur Aus- 
stattung der Mannschafts- und Schlafräume 
eines Dienstgehöftes gekauft worden, örtliche 
Erhebungen des Bundesrechnungshofes haben 
jedoch ergeben, daß die Verwaltung mit den 
Möbeln eine Wohnung in einem bundeseigenen 
Dienst- und Gerätehof eingerichtet hat. Der 
Bundesrechnungshof führt hierzu aus (S. 74 der 
Drucksache 84): 

„Von August 1954 bis August 1956 haben 
Beamte der Straßenbauverwaltung des Landes 
mit ihren Angehörigen (insgesamt 48 Per- 
sonen) die Wohnung als Feriengäste unent- 
geltlich benutzt. Der Bundesrechnungshof hat 
das beanstandet und verlangt, daß für die 
Benutzung der Unterkunft eine angemessene 
Entschädigung an den Bund abgeführt wird 
und daß das Land dem Bund die Kosten für 
die Anschaffung der Möbel erstattet. 

Der Bundesrechnungshof hat in dem Lande 
einen weiteren, ähnlich gelagerten Fall fest- 
gestellt. Allerdings hatten die Benutzer eine 
Entschädigung entrichtet. Der Bundesrech- 
nungshof hat gefordert, daß dem Bund die 
Kosten für die Möbel — hier rd. 6000 DM — 
erstattet werden." 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hat die Bun- 
desregierung um die Vorlage eines Berichts 
ersucht, in dem dargelegt wird, wie der Fall 
sich abgewickelt hat und was veranlaßt worden 
ist, um Wiederholungen zu verhindern. 

Einzelplan 14 — Bundesminister für Verteidi- 
gung — 

28. (zu Tz. 48 — Einzelne Prüfungsergebnisse — ) 

Zu der Einbehaltung und der Abrechnung des 
Verpflegungsgeldes sowie zu den Ausgaben für 
die Truppenverpflegung hat der Bundesrech- 
nungshof auf S. 78 der Drucksache 84 ausge- 
führt: 

„Den Berufssoldaten und den Soldaten auf 
Zeit, die an der Truppenverpflegung teilneh- 
men, werden 2,50 DM täglich von ihren Ge- 
bührnissen einbehalten. Damit sollen die 
Ausgaben für ihre Verpflegung voll gedeckt 
werden. Der Bundesrechnungshof hat festge- 
stellt, daß die Einnahmen aus den Abzügen 
hinter den Ausgaben für die Verpflegung Zu- 


rückbleiben. Teilweise haben es die Stellen, 
welche die Gebührnisse oder die Abschläge 
zahlen, versäumt, den Abzug einzubehalten. 
In anderen Fällen haben Wirtschaftstruppen- 
teile die Verpflegungsabrechnung ungenau 
geführt und mehr ausgegeben, als ihnen 
nach der Zahl der Verpflegungsteilnehmer 
zustand. Ob es möglich sein wird, den Aus- 
gleich zwischen den Verpflegungsausgaben 
und den Besoldungsabzügen nachträglich her- 
zustellen, läßt sich noch nicht beurteilen. Der 
Bundesrechnungshof wirkt darauf hin, daß 
dieser Ausgleich nach Möglichkeit noch er- 
reicht wird." 

Es handelt sich um einen seinerzeit in der Ver- 
waltung der Bundeswehr aufgetretenen Miß- 
stand, dessen Bereinigung erheblichen Aufwand 
verursacht und noch nicht abgeschlossen ist. 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hat den Bun- 
desminister für Verteidigung ersucht, über den 
Stand der Angelegenheit zu berichten. 

Einzelplan 25 — Bundesminister für Wohnungs- 
bau — 

29. (zu Tz. 66 — Personalausgaben des Ländersach- 

verständigenausschusses — ) 

Zu der Frage der Personalausgaben des Länder- 
sachverständigenausschusses für neue Baustoffe 
und Bauarten ist auf S. 82 der Drucksache 84 
ausgeführt: 

„Auf Grund der Vereinbarung, die der Bund 
und die Länder im Februar 1951 getroffen 
haben, ist beim Bundesministerium für Woh- 
nungsbau die Geschäftsstelle des Ländersach- 
verständigenausschusses für neue Baustoffe 
und Bauarten eingerichtet worden. Dem Bund 
werden die Sachausgaben der Geschäftsstelle 
aus den Gebühreneinnahmen des Sachver- 
ständigenausschusses erstattet; die Personal- 
ausgaben trägt er dagegen in voller Höhe. 
Der Bundesrechnungshof hat anerkannt, daß 
es im Interesse des Bundes gelegen hat, die 
Geschäftsstelle zu übernehmen. Er hält es 
aber für notwendig, daß auch ein Teil der 
Personalausgaben aus den Gebühreneinnah- 
men oder — soweit diese nicht ausreichen — 
von den in dem Ausschuß vertretenen Län- 
dern dem Bund erstattet wird. 

Die Forderung des Bundesrechnungshofes, die 
vom Bundesminister für Wohnungsbau unter- 
stützt wird, ist noch nicht erfüllt worden." 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hat den Bun- 
desminister für Wohnungsbau ersucht, über den 
Stand der Angelegenheit einen Bericht vorzu- 
legen. 

Einzelplan 33 — Versorgung — 

30. (zu Tz. 72 — Festsetzung des Ruhegehalts — ) 

Auf S. 84 der Drucksache 84 ist u. a. ausge- 
führt: 

„Ist . . . ein Beamter aus einem Amt in den 
Ruhestand getreten, das nicht der Eingangs- 
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Besoldungsgruppe seiner Laufbahn angehört, 
und hat er die Dienstbezüge seines Amtes 
nicht mindestens ein Jahr erhalten, so wird 
sein Ruhegehalt — von gesetzlich geregelten 
Ausnahmefällen abgesehen — nach den 
ruhegehaltfähigen Dienstbezügen des vorher 
bekleideten Amtes festgesetzt. Demgemäß ha- 
ben zwei Bundesbeamte, die die Dienstbezüge i 
ihres letzten Amtes — Direktor einer Bundes- I 
anstalt — weniger als ein Jahr erhalten hat- | 
ten, Ruhegehalt nach den ruhegehaltfähigen 
Dienstbezügen ihrer zuvor bekleideten Äm- 
ter (Oberregierungsrat) bezogen. Einen An- 
trag ihrer obersten Dienstbehörde, den Ein- 
tritt in den Ruhestand über das 65. Lebens- 
jahr hinauszuschieben, hatte die Bundesregie- 
rung abgelehnt. Als die beiden Beamten sich 
bereits mehrere Jahre im Ruhestand befan- 
den, hat die oberste Dienstbehörde sie er- 
neut, und zwar mit weiterer Rückwirkung, in 
ihre letzten Planstellen eingewiesen, so daß 
die Jahresfrist erfüllt schien. Die oberste 
Dienstbehörde hat geglaubt, damit den ge- 
setzlichen Erfordernissen genügt zu haben, 
und hat die Ruhegehälter nach den ruhege- 
haltfähigen Dienstbezügen des zuletzt beklei- 
deten Amtes errechnet; sie hat auch die hö- 
heren Dienstbezüge für die rückliegende Zeit 
nadigezahlt. Der Bundesrechnungshof hat das 
beanstandet. Die Änderung der Einweisung in 
die Planstelle war unzulässig. Das Prüfungs- 
verfahren ist noch nicht abgeschlossen. 11 
Es handelt sich um einen groben Verstoß gegen 
das Beamtenrecht, dessen Folgen das Ressort 
bisher noch nicht beseitigt hat. 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hat 

a) den Bundesminister für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten um die Vorlage eines 
Berichts ersucht, ob die Ruhegehälter ent- 
sprechend herabgesetzt worden sind, und 
was wegen der Erstattung der zuviel gezahl- 
ten Dienst- und Versorgungsbezüge veran- j 
laßt worden ist; 

b) die Bundesregierung ersucht, dafür zu sor- 
gen, daß derartige Fälle vermieden werden. 

Einzelplan 35 — Verteidigungslasten im Zu- 
sammenhang mit dem Auf- 
enthalt nichtdeutscher Streit- 
kräfte — 

32. (zu Tz. 78 — Einzelne Prüfungsergebnisse — ) 
Das Sonderbauamt eines Landes hatte Architek- 
tengebühren in Höhe von rd. 880 000 DM zu- 
nächst aus Bauleitungsmitteln bestritten (d. h. 
aus der Vergütung, die das Land für die Bau- 
leitung und die Bauaufsicht vom Bund erhält). 
Später hat das Bauamt den Betrag seinen Bau- 
leitungsmitteln gutschreiben und ihn zu Lasten 
der Baumittel des Bundes als Ausgabe buchen 
lassen. Der Bundesrechnungshof hat das bean- 
standet und dazu auf S. 86 der Drucksache 84 j 
u. a. ausgeführt: 

„Der Bundesrechnungshof hat gefordert, daß j 
die Gebühren dem Bund erstattet werden. ! 


Die Architekten haben nur Leistungen er- 
bracht, die aus Bauleitungsmitteln abzugelten 
sind. Die örtliche Bauaufsicht, auf die allein 
rd. 790 000 DM Gebühren entfallen, ist eine 
der typischen Leistungen dieser Art. Aber 
auch bei den von den Architekten erledigten 
Planungs- und Entwurfsarbeiten handelt es 
sich um übliche, aus Bauleitungsmitteln abzu- 
geltende Arbeiten. Die Architekten haben 
keine Sonderarbeiten ausgeführt, die nur 
Sonderfachleute hätten erledigen können. 
Nur die Kosten solcher Arbeiten hätte das 
Bauamt den Baumitteln des Bundes entneh- 
men dürfen. 

Die Stellungnahme des Landesfinanzministe- 
riums steht noch aus. 11 

Der Rechnungsprüfungsausschuß hat den Bun- 
desminister der Finanzen ersucht, einen Bericht 
vorzulegen, ob die zu Unrecht geleistete Aus- 
gabe dem Bund erstattet worden ist. 

Sondervermögen Ausgleichsfonds 

33. (zu Tz. 89 — Aufbaudarlehen für die gewerb- 
liche Wirtschaft und die freien 
Berufe — ) 

Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, daß 
die Ausgleichsbehörden bei der Gewährung 
von Aufbaudarlehen für die gewerbliche Wirt- 
schaft und die freien Berufe nicht immer die 
wirtschaftliche Lage beider Ehegatten angemes- 
sen berücksichtigt haben. Dazu ist auf S. 88 der 
Drucksache 84 ausgeführt: 

„So ist z. B. einer vertriebenen Ärztin ein 
Aufbaudarlehen zum Aufbau einer Praxis 
nach dem Soforthilfegesetz und später durch 
ein Landesausgleichsamt nach Fühlungnahme 
mit dem Bundesausgleichsamt im Wege der 
Aufstockung ein weiteres Darlehen nach dem 
Lastenausgleichsgesetz gewährt worden, ob- 
wohl sie nach der Vertreibung in einem 
Krankenhaus als leitende Ärztin angestellt 
gewesen war und obwohl ihr Ehemann Be- 
amter des höheren Dienstes war (bei der 
ersten Bewilligung Oberregierungsrat, bei 
der zweiten Bewilligung Regierungsdirektor). 
Den zweiten Darlehensantrag hatte das Lan- 
desausgleichsamt zunächst mit der Begrün- 
dung abgelehnt, die Lebensgrundlage sei 
nicht gefährdet und die soziale Dringlichkeit 
bei der Stellung des Ehemannes nicht gege- 
ben. In dem Einspruchsverfahren, das die An- 
tragstellerin auf den Grundsatz der Gleich- 
berechtigung von Mann und Frau stützte, hat 
das Landesausgleichsamt jedoch seine Be- 
denken fallengelassen und dem Antrag ent- 
sprochen. 

Der Bundesrechnungshof hat beide Darlehens- 
gewährungen beanstandet, weil die Antrag- 
stellerin als Ärztin bereits wieder eingeglie- 
dert war und weil die Einkommensverhältnisse 
der Ehegatten eine soziale Dringlichkeit nicht 
rechtfertigen konnten. Der Grundsatz der 
Gleichberechtigung kann nach Auffassung des 
Bundesrechnungshofes in solchen Fällen nicht 
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geltend gemacht werden. Der Präsident des 
Bundesausgleichsamtes ist dieser Auffassung 
beigetreten. Er hat die Ausgleichsbehörden 
angewiesen, alle Möglichkeiten zu prüfen, die 
zu einer vorzeitigen Rückzahlung der Dar- 
lehen führen können.'' 

Der Rechnungsprüfungsaus schuß hat den Bun- 
desminister der Finanzen ersucht, über den 
Stand der Angelegenheit einen Bericht vorzu- 
legen. 

34. (zu Tz. 91 — Kurspflege bei LA-Anleihen — ) 

Der Bundesrechnungshof hat hierzu u. a. aus- 
geführt (S. 90 der Drucksache 84): 

„Die Belastungen, welche dem Ausgleichs- 
fonds durch die Kurspflege erwachsen, sind 
beachtlich. Dem Ausgleichsfonds kann insbe- 
sondere dann ein Schaden entstehen, wenn 
angekaufte Anleihestücke mit Verlust wie- 
derverkauft werden. Durch die Veranschla- 
gung der für die Kurspflege benötigten Be- 
träge als Ausgaben im Wirtschafts- und 
Finanzplan werden Ausgleichsmittel in erheb- 
licher Höhe gebunden} sie stehen damit für 
die Gewährung der Ausgleichsleistungen an 
die Geschädigten vorerst nicht zur Verfü- 
gung. Damit wird der Zweck der Vorfinan- 
zierung, die mit einem erheblichen Aufwand 
durchgeführt war, wesentlich beeinträchtigt." 
Im Rechnungsprüfungsausschuß wurden gegen 
die Heranziehung der Mittel des Ausgleichs- 
fonds zur Kurspflege zunächst Bedenken vorge- 
tragen. Nach den Erklärungen des Vertreters 
des Bundesministers der Finanzen, die auch der 
Rechtsauffassung des Präsidenten des Bundes- 
ausgleichsamtes entsprechen, stellt der Haus- 
haltsausschuß seine Bedenken zurück. 

35. (zu Tz. 102 — Die finanzielle Auswirkung der 

Prüfungstätigkeit des Bundes- 
rechnungshofes — ) 

über die finanziellen Ergebnisse, die der Bun- 
desrechnungshof mit seinen Prüfungen erzielt 
hat, gibt die nachstehende Zusammenstellung 
Aufschluß : Rechnungs j ahr 

1954 *) 1955 


Nachträgliche Einnahmen 

DM 

DM 

oder rückgängig 
gemachte Ausgaben . . 

22 462 125 

21 000 463 

nachträgliche Ausgaben 
oder rückgängig 
gemachte Einnahmen . . 

745 339 

159 142 

voraussichtliche 
einmalige Weniger- 
ausgaben 

3 396 878 

405 927 

einmalige Mehr- 
einnahmen 

30 509 

1 221 

jährliche Weniger- 
ausgaben 

1 931 396 

1 415 174 

jährliche Mehr- 
einnahmen 

6 822 736 

581 152 


*) einschließlich der in der Denkschrift vom 29. Juni 1956 
für das Rechnungsjahr 1954 ausgewiesenen Beträge 
(S. 60 Nr. 179 der Drucksache 2660 der 2. Wahlperiode) 


Die Zahlen werden sich erhöhen, vor allem für 
das Rechnungsjahr 1955, weil viele Prüfungs- 
verfahren noch nicht abgeschlossen waren. 


Außerdem sind nachträglich folgende Ergeb- 
nisse für frühere Rechnungsjahre (1950 bis 
1953) ermittelt worden: 


Nachträgliche Einnahmen 

oder rückgängig gemachte 

Ausgaben 13 556 513 DM 

nachträgliche Ausgaben 

oder rückgängig gemachte 

Einnahmen 98 421 DM 

voraussichtliche 

einmalige 

Weniger ausgab en . . 14 446 DM 


jährliche 

Weniger ausgaben . . . 338 247 DM 
jährliche Mehreinnahmen , 42 488 DM 


Die Prüfung bei 76 Finanzämtern im Rech- 
nungsjahr 1956 hat ferner zu einer Nachfor- 
derung an Landessteuern und anderen Steuern 
von rd. 11 Mio DM, die in den vorstehenden 
Ergebnissen nicht enthalten sind, geführt. 


Die in der Zusammenstellung aufgeführten Be- 
träge sind — wie bereits in den früheren 
Denkschriften ausgeführt — nur ein unvoll- 
kommener Maßstab für den tatsächlichen Er- 
folg der Tätigkeit des Bundesrechnungshofes. 
Ein weit größerer Erfolg, der sich nicht in 
Zahlen ausdrücken läßt, wird dadurch erzielt, 
daß der Bundesrechnungshof die Haushalts- 
und Wirtschaftsführung der Verwaltung stän- 
dig überwacht und hierdurch vorbeugend wirkt. 
Ebenso lassen sich die finanziellen Auswirkun- 
gen der Verbesserungsvorschläge und Gutach- 
ten zahlenmäßig nicht nachweisen. 


Anlage C zur Drucksache 84 

Bericht über die Tätigkeit des Präsidenten des 
Bundesredmungshofes als Bundesbeauftragter 
für Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung 

36. (zu Tz. 11 — Gutachten über das Konferenz- 
sekretariat des Auswärtigen 
Amtes — ) 

Der Bundesbeauftragte für Wirtschaftlichkeit 
in der Verwaltung kommt in seinem vorge- 
nannten Gutachten abschließend zu der Fest- 
stellung, daß nach der Aufarbeitung von Rück- 
ständen eine Verringerung des Stammperso- 
nals angezeigt ist. Der Rechnungsprüfungsaus- 
schuß ersucht das Auswärtige Amt, dem Haus- 
haltsausschuß einen Bericht über die Frage der 
Verringerung des Arbeitsstammes des Konfe- 
renzsekretariats vorzulegen. 
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